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Liebe Leserinnen und Leser,

nach der Osterpause ist das politische Geschäft auch in 
Brüssel und Straßburg wieder in Gang gekommen. In den 
Ausschüssen gehen die Arbeiten weiter, für meinen Aus-
schuss kann ich Ihnen berichten, dass uns die problema-
tischen Themen (leider) nicht ausgehen werden: wie geht 
es weiter mit der Haltung der Weltgemeinschaft zum ira-
nischen Nuklearprogramm? Schaffen wir es nicht nur als 
EU, sondern international eine einheitliche Haltung zu be-
wahren? Wird es eine baldige Klärung des Status des Ko-
sovo geben, wo die Mehrheit ungeduldig auf die faktische 
Unabhängigkeit wartet, während Serbien dies zu hintertrei-
ben versucht? Was geschieht derzeit in der Ukraine? Wird 
die EU es schaffen, in dem Streit zwischen Präsident und 
Ministerpräsident sich nicht neutral zu verhalten, sondern 
sich eindeutig auf die Seite der Reformbewegung und Präsi-
dent Juschtschenko zu stellen und gegen den Ministerpräsi-
denten und bekannten Wahlfälscher Janukowitsch, der das 
Land wirtschaftlich und politisch wieder in die Einflusss-
phäre Russlands zurückführen will?

Auch wenn diese drei Themen nicht jeden Tag ganz vorne 
auf den Titelseiten stehen, haben alle drei das Potenzial, 
schwerwiegende Auswirkungen auf Europa zu haben. Auch 
deswegen diskutieren wir öffentlich in den Ausschüssen 
und im Plenum des Parlaments darüber. Ich freue mich auf 
Ihren nächsten Besuch in Brüssel oder Straßburg oder auf 
ein Zusammentreffen bei uns in Süd- und Westhessen.

Ihr  

Aus dem Inhalt
Ausgabe April   2007

Eurospots
Schlaglichter aus dem Herzen Europas



Mit dem Klimagipfel vom  
8./9. März und der Berliner 
Erklärung anlässlich des 50-
jährigen Jubiläums der Un-
terzeichnung der Römischen 
Verträge vom 25. März hat die 
deutsche Ratspräsidentschaft 
ihre erste Halbzeit eindrucks-
voll beendet. Grund genug also, 
zur Halbzeit Zwischenbilanz zu 
ziehen: Auf dem Gipfel Anfang 
März einigten sich die Staats- 
und Regierungschefs unter 
Vorsitz von Bundeskanzlerin 
Merkel auf ein umfassendes 
Programm zum Klimaschutz. 
Kernpunkt ist die verbindliche 
Reduzierung der CO2-Emissi-
onen um 20 Prozent bis zum 
Jahr 2020. Gleichzeitig einigte 
man sich auf eine Steigerung 
erneuerbarer Energien um 20 
Prozent, sowie eine Erhöhung 
des Anteils von Biokraftstoffen 
auf 10 Prozent.

Dies sind ehrgeizige Ziele, 
aber sie sind machbar. Be-
sonders zu begrüßen ist bei 
dem Beschluss, dass nationale 
Gegebenheiten bei den Zielv-
orgaben der erneuerbaren En-
ergien berücksichtigt werden. 
Alle Mitgliedsstaaten werden 
die Zielvorgaben also gemein-
sam schultern und kein Land 
kann sich hinter den bereits 
geleisteten Fortschritten 
einzelner Länder verstecken. 

Dies ist vor allem für Deutsch-
land als einem der Vorreiter 
in erneuerbaren Energien ein 
mehr als positives Ergebnis. 
Mit den beschlossenen Klima-
zielen nimmt Europa weltweit 
die Vorreiterrolle im Klima-
schutz ein - das Ergebnis ist 
auch ein Erfolg für die deut-
sche Ratspräsidentschaft.

Neben dem Klimaschutz hat 
sich die deutsche Ratsprä-
sidentschaft vor allem eine 
Wiederbelebung des unterbro-
chenen Verfassungsprozesses 
zum Ziel gesetzt. Vor diesem 
Hintergrund war die Unter-
zeichnung der Berliner Erklä-
rung am 25. März ein zentrales 
Ereignis. 

In dem Text drücken die drei 
europäischen Institutionen 
Rat Kommission und Parla-
ment, vertreten durch ihre 
Präsidenten, den Wunsch aus, 
die Europäische Union bis zu 
den Wahlen zum Europäischen 
Parlament 2009 auf eine „er-
neuerte gemeinsame Grund-
lage zu stellen.“ Bis zuletzt 
wurde vor allem mit verfas-
sungskritischen Regierungen 
in Tschechien und Polen um 
diese Formulierung gerungen.

Die Berliner Erklärung bietet 
eine Chance, das europä-

Nach dem Gipfel ist vor dem Gipfel 

Halbzeit in der deutschen Ratspräsidentschaft

ische Vertragswerk aus der 
Sackgasse zu führen. Zwar 
sind keine genauen Angaben 
über Art und Weise der zu-
künftigen vertraglichen Aus-
gestaltung gemacht worden, 
dass politische Signal, dass 
von der Berliner Erklärung 
ausgeht, ist jedoch eindeutig: 
Die EU wird die Herausforde-
rungen, die aus dem Nein der 
Franzosen und Niederländer 
zum Verfassungsvertrag ent-
standen sind, annehmen.

Zur Halbzeit kann also fest-
gehalten werden: Die deut-
sche Ratspräsidentschaft hat 
Handlungsstärke gezeigt und 
wichtige Schritte in Richtung 
notwendiger Reformen unter-
nommen.

Für den Gipfel im Juni ist das 
nächste ehrgeizige Ziel der 
deutschen Ratspräsident-
schaft, Zustimmung für den 
vorgesehenen Fahrplan bis 
zu den Europawahlen im Juni 
2009 zu erhalten, der die kon-
kreten Schritte zur Annahme 
einer neuen vertraglichen 
Ausgestaltung der EU aufzei-
gen wird. Letztlich muss bis 
Ende des Jahres ein neuer Text 
vorliegen, damit die Ratifizie-
rung in den darauf folgenden 
eineinhalb Jahren bis zur Eu-
ropawahl erfolgen kann.



Offener Himmel über dem Atlantik 	
	
Neues Luftverkehrsabkommen zwischen EU und USA bringt Vorteile für Airlines und 
Passagiere

Mit Entschließung vom 14. 
März hat das Europäische 
Parlament den Weg für ein 
neues Luftverkehrsabkom-
men zwischen der EU und 
den USA frei gemacht. Mit 
diesem Abkommen ent-
steht ein transatlantischer 
Luftverkehrsmarkt zum 
Vorteil der Passagiere und 

der europäischen 
Fluggesellschaften. 
Mit dem neuen Ab-
kommen können 
die Europäischen 
Fluggesellschaften 
ohne nationale Be-
schränkungen den 
a m e r i k a n i s c h e n 
Markt aus allen 
Teilen der Europä-
ischen Union anflie-
gen. Die bisherigen 

Beschränkungen am Lon-
doner Flughafen Heathrow 
werden aufgehoben. 

Der Europäischen Kommis-
sion ist es auch gelungen, 
trotz großen Widerstands 
im amerikanischen Kon-
gress, den Marktzugang 
für Europäische Fluglinien 

Einigung über Finanzierungsinstrument für die Umwelt (LIFE+) 

Der deutschen Ratspräsi-
dentschaft ist es gelungen im 
Vermittlungsausschuss von 
Europäischem Parlament und 
Rat eine Einigung über das 
Finanzierungsinstrument für 
die Umwelt (LIFE+) herbeizu-
führen. LIFE+ wird zukünftig 
mit einem Gesamtbudget 
von 1,894 Mrd. Euro für den 
Zeitraum von 2007-2013 

in den USA durch neue 
Regelungen zu den Eigen-
tums- und Kontrollrechten 
erstmals zu öffnen. Die EU-
Verkehrsminister haben 
das Abkommen auf ihrem 
Treffen am 22./23. März ge-
billigt, es soll nun auf dem 
EU-US Gipfel am 30. April 
von der Ratspräsidentin, 
Bundeskanzlerin Merkel un-
terzeichnet werden. 

Der dann eingerichtete „of-
fene Himmel“ über dem At-
lantik wird sicherlich zu noch 
attraktiveren Angeboten für 
die Fluggäste führen.

Weitere Informationen sind 
auf der Seite der deutschen 
Ratspräsidentschaft unter 
www.eu2007.de erhältlich.

ausgestattet sein. Der Kom-
promiss kommt damit dem 
ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission sehr nahe.

Rund 78% des Budgets ste-
hen den Mitgliedstaaten für 
Projektförderungen selbst 
zur Verfügung. Die verblei-
benden 22% wird die Kom-
mission für die Förderung 

von Querschnittsaufgaben, 
wie Folgenabschätzungen 
und Kommunikationsmaß-
nahmen, verwenden. Mit 
LIFE+ werden die bisherigen 
Programme „Forest Focus“ 
und URBAN zusammenge-
führt. Weitere Informationen 
sind erhältlich unter: http://
ec.europa.eu/environment/
life/news/futureoflife.htm



Der Ausschuss für Industrie, 
Forschung und Energie des 
Europäischen Parlaments 
stimmte am 12. April mit 
großer Mehrheit für den 
Vorschlag zur gesetzlichen 
Verpflichtung von Mobil-
funkbetreibern für niedrigere 
Handytarife im EU-Ausland. 
Die Abgeordneten fordern 
die Einführung eines ein-
heitlichen Eurotarifs, der die 
Obergrenze von Minuten-
preisen gesetzlich festlegt 
und in der gesamten Euro-
päischen Union gelten soll. 
Demnach sollen für abge-
hende Gespräche höchstens 
nur noch 40 Cent pro Minute 
an Kosten anfallen dürfen 
während die Obergrenze von 
angenommenen Gesprächen 

maximal 15 Cent pro Minute 
betragen soll. 

Die Abgeordneten fordern 
des Weiteren, dass der Euro-
tarif auch rückwirkend für alte 
Kunden gelten soll. Mobil-
funkbetreiber müssten diesen 
Eurotarif nur dann nicht be-
rechnen, wenn der Kunde sich 
ausdrücklich für ein anderes 
Tarifpaket entscheidet. Der 
Ausschuss kam auch zu dem 
Entschluss, dass die Großhan-
delspreise zwischen den Netz-
betreibern höchstens 23 Cent 
pro Minute betragen sollen. 

Verbraucher müssen sich den-
noch ein paar Monate gedul-
den bis billigere Auslandsta-
rife auch in die Tat umgesetzt 

Roaming 
	
Europäisches Parlament stimmt mit großer Mehrheit für niedrigere Gebühren

werden, da das Parlament 
noch einen Kompromiss mit 
den 27 Mitgliedstaaten und 
der Kommission erlangen 
muss. Regierungsvertreter 
haben bereits eine Obergren-
ze von 50 Cent pro Minute bei 
abgehenden Gesprächen und 
25 Cent für angenommene 
Gesprächen angedeutet. 

Die CDU-CSU-Gruppe im Eu-
ropäischen Parlament hatte 
sich energisch dafür einge-
setzt, die Senkung von Tele-
fongebühren zu verwirklichen 
und wird auch weiterhin bei 
der Schaffung eines Binnen-
marktes mit niedrigeren Roa-
ming-Gebühren auch im Mo-
bilfunksektor auf der Seite der 
Verbraucher stehen.



Parlament stärkt europäischen Weinanbau

Initiativbericht zur Reform der EU-Weinmarktreform

Das Europäische Parlament 
hat Mitte Februar einen Ini-
tiativbericht zur Reform der 
EU-Weinmarktordnung ver-
abschiedet und damit auf die 
Diskussionsvorschläge der 
Kommission vom vergan-
genen Herbst reagiert. Das 
Parlament vertritt darin die 
Auffassung, dass oberstes 
Ziel der Reform die Stärkung 
der Innovations- und Wett-
bewerbsfähigkeit des euro-
päischen Weins sein muss. 
Wein aus Europa muss sich 
vermehrt gegen die außer-
europäische Konkurrenz auf 
dem Markt behaupten. 

Den Parlamentariern ist es 
nun gelungen einen Vor-
schlag vorzulegen, der auch 
die verschiedenen Wein-
bautraditionen in den ein-

zelnen Mitgliedsstaaten re-
spektiert. 

So wurde beispielsweise 
die Anreicherung mit Sac-
charose als traditionelles 
önologisches Weinberei-
tungsverfahren mit großer 
Mehrheit angenommen. Ein 
Verbot der Verwendung von 
Zucker hätte insbesondere 
solche Staaten diskriminiert, 
in denen der Weinanbau auf-
grund klimatischer Bedin-
gungen schwieriger ist und 
damit auch die deutschen 
Winzer benachteiligt. Es 
wurde weiterhin vereinbart, 
die Subventionen für Des-
tillation zwar schrittweise 
abzusenken, jedoch prinzipi-
ell zu erhalten. Damit bleibt 
die Unterstützung der euro-
päischen Weinproduzenten 

nach Willen des Parlaments 
auch zukünftig erhalten. 
Stark abgeschwächt wer-
den konnten auch die ge-
planten Zwangsrodungen 
von Weinanbauflächen um 
der Überproduktion entge-
genzutreten.

Das Europäische Parlament 
hat Antworten auf die Vor-
schläge der Kommission 
gefunden und eine gute 
Grundlage vorgelegt, die 
zwischen Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit des euro-
päischen Weines sowie dem 
Erhalt unserer Traditionen 
eine vertretbare Balance er-
reicht. Voraussichtlich Ende 
Juni 2007 wird die Kom-
mission nun ihre konkreten 
Rechtsetzungsvorschläge 
vorstellen. 

Wirtschaftswachstum in der Euro-Zone 

Nach Einschätzung der 
Europäischen Kommissi-
on und drei unabhängigen 
Forschungsinstituten kann 
von einem weiteren Wirt-
schaftswachstum in der 
Euro-Zone für das Jahr 
2007 ausgegangen werden. 
Danach ist ein Wachstum 
von 0,4 bis 0,8% möglich. 

Dies würde den posi-
tiven Trend aus dem 
vergangenen Jahr 
weiter bestätigen. Im 
vierten Quartal 2006 
wuchs das reale Brut-
toinlandsprodukt der 
Euro-Zone im Ver-
gleich zum Vorquar-
tal um 0,9%.



Der Binnenmarktaus-
schuss hat im April einen 
Bericht über die EU-Re-
geln zum Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln 
verabschiedet. Ziel des 
entsprechenden Verord-
nungsvorschlags der EU-
Kommission ist neben der 
Harmonisierung der Verfüg-
barkeit von Pflanzenschutz-
mitteln in den einzelnen 
Mitgliedstaaten eine Aktu-
alisierung und Straffung der 
Zulassungsverfahren sowie 
die Festlegung klarer und 
einfacher Regeln zum Da-
tenschutz für die Hersteller 
in der Europäischen Union. 

Mit der Harmonisierung der 
EU-Zulassungsbestimmun-

gen für Pflanzenschutzmit-
tel wird der administrative 
Aufwand erheblich verrin-
gert, ohne dabei Abstriche 
beim Gesundheits- und Um-
weltschutz in Kauf nehmen 
zu müssen. 

So soll es in der EU zukünf-
tig drei Zulassungszonen 
Nord, Mitte und Süd ge-
ben, in denen die Landwirte 
Pflanzenschutzmittel unter 
den gleichen Vorausset-
zungen einsetzen können. 
Die CDU-CSU konnte einige 
Verbesserungen erreichen: 
dazu zählt insbesondere 
das Prinzip der gegensei-
tigen Anerkennung auf 
freiwilliger Basis zwischen 
den drei zukünftigen EU-

Binnenmarktausschuss billigt einheitliche Standards 	
bei der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in der EU

Zulassungszonen. Dadurch 
werden insbesondere Be-
nachteiligungen deutscher 
Landwirte beim Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln ge-
genüber Nachbarländern 
beseitigt. 

Geregelt wurde zudem die 
Problematik so genannter 
„Parallelimporte“ von Pflan-
zenschutzmitteln, die in einem 
Mitgliedstaat bereits zugelas-
sen sind, in einem anderem 
aber noch nicht. Dies geschah 
dahingehend, dass solche Im-
porte zukünftig dann möglich 
sein sollen, wenn bereits eine 
stoffliche Übereinstimmung 
zwischen dem Importprodukt 
und einem Referenzmittel be-
steht.

Ohne Risiken und Nebenwirkungen

 Mobiltelefone für Kinder 

Nach dringender Forderung 
der Europäischen Kommis-
sion unterzeichneten euro-
päische Mobilfunkbetreiber 
im Februar wichtige Verein-
barungen zum Schutz der 
Kinder vor den Risiken durch 
Mobiltelefone. Die Betrei-
ber wollen illegale Inhalte 

auf Handys bekämpfen, den 
Zugriff auf Inhalte  kontrol-
lieren, die für Erwachsene 
bestimmt sind, und Sensi-
bilisierungskampagnen für 
Eltern und Kinder unterstüt-
zen. Die 15 mitwirkenden 
Betreiber sehen sich vor bis 
Februar 2008 Verhaltens-

regeln zur 
Selbstkont-
rolle auszu-
ar beiten . 
Die Europä-
ische Kommission wird nach  
12 Monaten die Wirksamkeit 
der neuen Vereinbarungen 
prüfen und bewerten.



Deutsche Studenten sind Europameister 
	
Hochschul-Austauschprogramm Erasmus feiert Geburtstag

Deutsche Studenten sind 
Europameister im Stu-
dentenaustausch! Im Jahr 
2006 nahmen insgesamt 
23852 deutsche Stu-
denten am europäischen 
Hochschul-Austauschpro-

gramm Erasmus (http://
eu.daad.de/eu/index.html) 
teil - so viele wie aus kei-
nem anderen EU-Mit-
gliedsstaat. Das Programm 
feiert dieses Jahr übrigens 
20.Geburtstag. Mittler-

weile beteiligen sich über 
2000 Universitäten an dem 
EU-Programm und haben 
bislang einer Millionen 
Austauschstudenten das 
Studieren an einer auslän-
dischen Uni ermöglicht. 

EU-Telekommunikationsrecht
	
Verbraucher profitieren von sinkenden Preisen und innovativen Dienstleistungen

Die Europäische Kommission 
hat Ende März den 12. Bericht 
über die EU-Telekommunika-
tionsmärkte vorgelegt. Der 
Bericht verdeutlicht, dass 
die Verbraucher dank der 
erzielten Fortschritte bei der 
Umsetzung des EU-Telekom-
munikationsrechts und der 
daraus resultierenden Wett-
bewerbsöffnung von sinken-
den Preisen und innovativen 
Dienstleistungen profitiert 
haben. Mit einem Wachstum 
von 2,3% und  zusätzlichen 
Investitionen von 5% ist der 
Telekommunikationsmarkt 
derzeit einer der stärksten 
europäischen Märkte. Der 
Bericht der Kommission 
verweist aber auch auf noch 
ausstehende Regulierungs-
fragen. Neben verbesserter 
Unabhängigkeit einiger Re-
gulierungsbehörden solle 

bei Wettbewerbsproblemen 
zukünftig noch zügiger und 
konsequenter gehandelt 
werden. Weitere Informati-
onen sind erhältlich unter 
http://ec.europa.eu/regional_
policy/index:de.htm

Wie wichtig die Informa-
tions- und Kommunikations-
technologie (IKT) für Wachs-
tum und Beschäftigung in der 
EU ist zeigt auch der von der 
Kommission vorgelegte Fort-
schrittsbericht über „i2010 - 
die digitalgestützte Strategie 

für Wachstum und Beschäfti-
gung“. Der Bericht zeigt, dass 
der IKT-Sektor in Europa wei-
terhin schneller wächst als die 
Gesamtwirtschaft. Zwischen 
2000 und 2004 trugen die IKT 
fast 50% zum Produktivitäts-
wachstum bei. Software- und 
IT-Dienste wuchsen mit 5,9% 
im Zeitraum von 2006-2007 
am dynamischsten. 

Aus dem Bericht geht auch 
hervor, dass die Europäer 
neue Online-Dienste in An-
spruch nehmen. Mit 20,1 Mil-
lionen neu angeschlossenen 
Breitbandverbindungen bis 
Oktober 2006 wurde ein 
neuer Rekord erreicht.    

Weitere Informationen un-
ter: http://ec.europa.eu/in-
formation_society/eeurope/
i2010/
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Die Pharmaindustrie ist be-
reit ihre Preise für AIDS-Me-
dikamente in armen Ländern 
zu senken. Das ist das Ergeb-
nis einer EU-Konferenz zu 
AIDS Mitte März in Bremen. 
Regelungen gegen den Re-
Import von günstigen Medi-
kamenten in finanzkräftige 
Länder und die Ausweitung 
der billigen Medikamente 
auf alle betroffenen Länder 
stehen im Mittelpunkt dieses 
Aids-Aktionsplans.

Laut Teilnehmern müssen 
Regierungen zukünftig bes-
ser mit Nichtregierungs-
organisationen im Kampf 

gegen die Immun-
schwäche koope-
rieren, sowie ihre 
Verantwortung 
für Prävention 
und medizinische 
I n f r a s t r u k t u r 
deutlicher wahr-
nehmen. Die Im-
m u n s c h w ä c h e 
AIDS ist eine der 
größten Probleme 
besonders in den 
Entwicklungslän-
dern. Weltweit sind rund 
40 Millionen Menschen infi-
ziert, allein 26 Millionen da-
von leben laut Schätzungen 
der Weltgesundheitsorga-

EU kämpft gegen AIDS 

nisation (WHO) in Afrika. 
Weitere Informationen sind 
auf der Internetseite der 
WHO erhältlich unter www.
who.int

Einigung über Finanzierungsinstrument 	
für die Umwelt (LIFE+) 

Der deutschen Ratspräsi-
dentschaft ist es gelungen im 
Vermittlungsausschuss von 
Europäischem Parlament und 
Rat eine Einigung über das 
Finanzierungsinstrument für 
die Umwelt (LIFE+) herbeizu-
führen. LIFE+ wird zukünftig 
mit einem Gesamtbudget 
von 1,894 Mrd. Euro für den 
Zeitraum von 2007-2013 
ausgestattet sein. Der Kom-
promiss kommt damit dem 
ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission sehr nahe. Rund 
78% des Budgets stehen den 

Mitgliedstaaten für Projekt-
förderungen selbst zur Ver-
fügung. Die verbleibenden 
22% wird die Kommission 
für die Förderung von Quer-
schnittsaufgaben, wie Fol-
genabschätzungen und Kom-
munikationsmaßnahmen, 
verwenden. Mit LIFE+ werden 
die bisherigen Programme 
„Forest Focus“ und URBAN 
zusammengeführt. Weitere 
Informationen sind erhältlich 
unter: http://ec.europa.eu/en-
vironment/life/news/future-
oflife.htm


